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"Verwaltungsangestellte an den Schulen in Bayern verdienen mehr -  bessere Bezahlung, bessere

Arbeitsbedingungen und bessere Arbeitsverträge"
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Antrag 

der Abgeordneten Martin Güll, Kathi Petersen,  
Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, Stefan Schus-
ter, Martina Fehlner, Andreas Lotte, Arif Taşdelen, 
Ruth Müller, Inge Aures, Susann Biedefeld, Ilona 
Deckwerth, Harald Güller, Annette Karl, Günther 
Knoblauch, Natascha Kohnen, Dr. Herbert Kränz-
lein, Helga Schmitt-Bussinger, Kathrin Sonnen-
holzner, Diana Stachowitz, Reinhold Strobl, An-
gelika Weikert, Johanna Werner-Muggendorfer, 
Isabell Zacharias SPD 

Verwaltungsangestellte an den Schulen in Bayern 
verdienen mehr – bessere Bezahlung, bessere 
Arbeitsbedingungen und bessere Arbeitsverträge 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Arbeit der 
Verwaltungsangestellten an bayerischen Schulen 
endlich wertzuschätzen und dafür folgende Maßnah-
men zu ergreifen: 

1. Eine einheitliche Eingruppierung aller Verwal-
tungsangestellten in Entgeltgruppe E 6 zu ermög-
lichen und darüber hinaus Beförderungsmöglich-
keiten bis Entgeltgruppe E 8 zu schaffen, 

2. an allen Schulen mindestens eine halbe Stelle für 
eine Verwaltungsangestellte vorzusehen und 

3. die Anzahl der befristeten Arbeitsverträge auf 
höchstens 10 Prozent der Verträge zu beschrän-
ken. 

Begründung: 

Ob am Telefon oder persönlich – die Schulsekretärin 
ist meist erste Anlaufstelle für schulische und außer-
schulische „Kunden“, also für Schüler, Eltern, Lehrer, 
das nicht pädagogische Schulpersonal, Behörden, 
Handwerker, Ehemalige, Nachbarn, Stadtteilorganisa-
tionen, Lieferanten, Sponsoren, etc. Alle am Schulle-
ben beteiligten Personen erwarten Präsenz von der 
Schulsekretärin, auch und gerade dann, wenn sie als 
Alleinkraft arbeitet. Für Notfälle soll sie als zentrale 
Anlaufstelle erreichbar sein. Serviceleistungen in 
Form von Information und Beratung werden ihr unmit-
telbar abverlangt. Insgesamt prägt und beeinflusst 
eine gut integrierte, kompetente Schulsekretärin die 
Innen- und Außenwirkung der Schule. Diese Aufga-
ben sind nicht qualitativ sondern lediglich quantitativ 
an kleinen Schulstandorten anders, weshalb die Tätig-
keitsmerkmale, die für eine Eingruppierung nötig sind, 
sich nicht von Schulart zu Schulart unterscheiden. 
Unbedingt notwendig ist auch die Möglichkeit zur Be-
förderung nach maximal Entgeltgruppe E 8. So ist 
zum Beispiel ein Fortbildungsprogramm für Verwal-
tungsangestellte denkbar, dass die Übernahme von 
Managementaufgaben im Bereich der Schulen ermög-
licht. 

Es ist ein Unding, dass viele Arbeitsverträge von Ver-
waltungsangestellten an den Schulen die Sommerfe-
rien ausschließen und von Jahr zu Jahr erneut abge-
schlossen werden. Es ist nicht zu erkennen, warum 
angesichts der aufwachsenden Schülerzahlen und der 
stetig wachsenden Aufgaben (Ganztag, Inklusion, Di-
gitalisierung) nicht unbefristete Arbeitsverträge verge-
ben werden können. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Fragen des öffentlichen 
Dienstes 

Antrag der Abgeordneten Martin Güll, 
Kathi Petersen, Dr. Simone Strohmayr u.a. SPD 
Drs. 17/21016 

Verwaltungsangestellte an den Schulen in Bayern 
verdienen mehr - bessere Bezahlung, bessere 
Arbeitsbedingungen und bessere Arbeitsverträge  

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Andreas Lotte 
Mitberichterstatter: Thomas Huber 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Fragen 
des öffentlichen Dienstes federführend zuge-
wiesen. Der Ausschuss für Bildung und Kultus 
und der Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen haben den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 72. Sitzung am 17. April 2018 bera-
ten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bildung und Kultus hat den 
Antrag in seiner 80. Sitzung am 17. Mai 2018 
mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Antrag in seiner 197. Sitzung 
am 17. Mai 2018 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Wolfgang Fackler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Martin Güll, Kathi Petersen, Dr. Simone 
Strohmayr, Margit Wild, Stefan Schuster, Martina Fehlner, An-
dreas Lotte, Arif Taşdelen, Ruth Müller, Inge Aures, Susann Bie-
defeld, Ilona Deckwerth, Harald Güller, Annette Karl, Günther 
Knoblauch, Natascha Kohnen, Dr. Herbert Kränzlein, Helga 
Schmitt-Bussinger, Kathrin Sonnenholzner, Diana Stachowitz, 
Reinhold Strobl, Angelika Weikert, Johanna Werner-Muggen-
dorfer, Isabell Zacharias SPD 

Drs. 17/21016, 17/22249 

Verwaltungsangestellte an den Schulen in Bayern verdienen 
mehr – bessere Bezahlung, bessere Arbeitsbedingungen und 
bessere Arbeitsverträge  

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, eine Europaangelegenheit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner gestrigen Sitzung die unter Nummer 3 aufgeführte Subsidiaritätsangelegen-

heit, Bundesratsdrucksache 155/18 betreffend den Vorschlag für eine Richtlinie des 

Europäischen Parlaments und des Rates über Verbandsklagen zum Schutz der Kol-

lektivinteressen der Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG, bera-

ten und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundesrat auf Subsidiari-

tätsbedenken hinzuweisen und ferner darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken 

Eingang in den Beschluss des Bundesrates finden. Einschlägig sind hier die Drucksa-

che 17/22325 sowie die Beschlussempfehlung auf der Drucksache 17/22363. Die Be-

ratung im Bundesrat ist für den kommenden Freitag vorgesehen. Die Beschlussemp-

fehlung und das Abstimmverhalten der Fraktionen hierzu ist in der aufgelegten Liste 

aufgeführt.

Von der Abstimmung ausgenommen ist die Listennummer 4, das ist der Antrag der 

Abgeordneten Claudia Stamm betreffend "Vielfalt akzeptieren! Queer-Beauftragte*n 

für Bayern ernennen", der auf Wunsch von Frau Stamm in einer der nächsten Plenar-

sitzungen einzeln beraten werden soll.

Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit 

den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)
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Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der Kollege Fel-

binger (fraktionslos). Gegenstimmen! – Keine. Enthaltungen? – Sehe ich auch nicht. – 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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